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Brennende
Erde

Verse eines Kämpfers von ERICH MÜHSAM

Das Buch erschien 1920 als unmittelbarer 
Niederschlag der während des Krieges, wäh­
rend der Revolution und in den ersten Monaten 
seiner Gefangenschaft entstandenen Gedichte 
unseres Genossen.
Erich Mühsam ist einer der ganz wenigen 
Dichter, die ihre revolutionäre Gesinnung 
auch während der patriotischen Psychose des 
Krieges in wuchtigen Anklagen gegen den 
Massenmord zum Ausdruck brachten. Seine 
Revolutionsgedichte haben darum unter den 
Arbeitern stärkste Wirkung getan.
Das Buch „Brennende Erde“ fand, als der 
Kurt Wolff - Verlag es herausgab, außeror­
dentliche Beachtung, auch bei der bürger­
lichen Literaturkritik. Mit dem in Bayern 
geglückten Rechtsputsch der Weißgardisten 
Kahr und Möhl verschwand es aber aus 
den Buchhandlungen.
Jetzt ist das wichtige dichterische Kriegs­
und Revolutionsdokument von uns über­
nommen worden; und wir sind in der Lage, 
es den Genossen zu stark herabgesetztem 
Preise anzubieten. Es kostet:

broschiert Mk. 1.— (früher Mk. 2.— ) 
gebunden „ 2.— ( „ „ 3.40)

Erich Mühsame „Brennende Erde“ gehört auf 
das Bücherbord jedes revolutionären Arbeiters!

Gilde freiheitlicher Bücherfreunde
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Republik auf Abbruch
Die Republik ist im Ablauf ihrer Geltungsdauer in der Geschichte 

Deutschlands etwa da angelangt, wo das Deutschland des Welt­
kriegs im Jahre 1917 stand. Mit dem Erlahmen der Vormärsche und 
dem Ausbau der Grabenfestungen an allen Fronten trat im Lande 
eine Art schicksalhafter Ergebung in einen Zustand ein, der das 
Leben des ganzen Volkes als unwichtig gegenüber dem zur Gewohn­
heit gewordenen Massenschlachten empfinden ließ. Der Zweck des 
wahnwitzigen Mordens schien nur noch in der Erfüllung der Auf­
gabe zu bestehen, das Versiegen des Blutstroms zu verhindern. In 
Wahrheit wurde der Krieg weitergeführt, weil seine Veranstalter 
nichts andres als den Sieg in Rechnung gestellt hatten, einen andern 
Ausgang in seiner geschäftlichen Auswertungsmöglichkeit nicht über­
sahen und nun, da doch schon im zweiten Kriegsmonat, nach der 
Marneschlacht, der militärische Siegesplan hoffnungslos gescheitert 
war, auf das Wunder werteten, das trotzdem vom Himmel fallen 
müßte, da Gott seine Deutschen schon nicht verlassen werde. Bis 
zum Eintreten des Wunders richtete man sich im Kriege selbst kauf­
männisch ein und machte aus Not und Tod ein Gewinnunternehmen, 
wie es sich vor 1914 kein Krupp und kein Stinnes bei aller 
verwegenen Spekulantenungeniertheit hätte erträumen können. Den 
Herren des Landes, den Grundbesitzern, Industriekönigen und Fi­
nanzsultanen, wurde der Krieg zum Selbstzweck, seine Fortsetzung 
ins Endlose somit zur erwünschten Daseinsform, die ungehemmte 
Ausplünderung der breiten Massen des eigenen Volkes, die ja auch 
fast allein den blutigen Teil des Unternehmens bewältigen mußten, 
solange eine lohnende Lebensbetätigung, bis vielleicht doch ein 
„Siegfrieden“ das Ansetzen der Blutschraube auch an fremden Volks­
körpern ermöglichen würde. Besonders ertragreich erwies sich die 
Geldgebarung bei der Bereicherung der Kriegsbedarfkapitalisten und 
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bei der Schröpfung der arbeitenden Massen für die Zwecke des 
„Durchaltens“. Die Ablieferung des Goldes war von Anfang an 
unter Benutzung der geschickt und bedenkenlos eingeheizten Be­
geisterungspsychose zur nationalen Ehrenpflicht geworden, und wie 
die Arbeiter, den bewährten Führern wie immer vertrauend, von 
heute auf morgen lernten, die Bahn der Kühnen zu verlassen, die 
sie geführt Lassalle und statt dessen der zu folgen, die sie Wilhelm II. 
und Hindenburg führten, so kratzten alle Kleinbürger ihre paar sauer 
gesparten Goldstücke aus dem Strumpf, trugen sie mitsamt Trau­
ringen, Broschen und blinkendem Erbkram zu den Sammelstellen, 
ohne von den dicken Goldketten vor dem Bauch der Kommerzien­
räte und Fabrikdirektoren belehrt zu werden, daß es nur der Regie 
der herrschenden Klasse entsprach, wenn Deutschlands ärmster Sohn 
auch sein getreuster war. Das wüste Spektakelstück des Kriegs­
anleiheschwindels, bei dem die Marke Scheidemann die Rolle der 
Anreißer am lautesten spielte, ging mit immer üblerem Gassenhauer­
gegröhle serienweise in Szene, und auch dabei waren die kleinen 
Sparer die Lackierten und die großen Schieber füllten sich die Ta­
schen. Karl Liebknecht hat in einer seiner letzten Reichstagsreden, 
am 10. April 1916, den Volksbetrug mit der Kriegsfinanzierung aus­
gezeichnet angeprangert; er deckte auf, wie dieselben Anleihestücke 
der Großschieber von einer Anleihe zur andern immer von neuem: 
gezeichnet wurden und jedesmal von neuem verzinst werden muß­
ten und verglich diesen Umlauf von bloßen Quittungen, durch den 
reiche Leute sich unter patriotischen Verrenkungen auf Kosten der 
Armut ständig neue Vorteile zu verschaffen wußten, einem Karus­
sellbetrieb. Natürlich erfuhren die Geprellten von Liebknechts War­
nung kein Wort, da die „Tribüne“ des Parlaments bekanntlich von 
allen Redeplätzen des Landes die allergeringste Resonanz hat, wäh­
rend des Krieges aber sogar die Parlamentsberichte der Zeitungen 
einer Zensur unterlagen, die den wirklichen Inhalt der Liebknecht­
schen Reden nur aus dem Wutgeschnauf der sozialdemokratischen, 
konservativen und übrigen regierungsfrommen Presse ahnen ließ. 
Im besonderen Fall wurde die Aufmerksamkeit nur dadurch stärker 
auf die Anklagen des tapferen Mannes hingelenkt, weil er bei die­
ser Gelegenheit, wo er an die Seele des Bürgers selbst, nämlich an 
sein Geschäft, rührte, Prügel bezog und ihm seine Papiere vom ge­
heiligten Redepult der deutschen Volksmeinung herabgerissen wur­
den. Die spürbare Wirkung der Kriegsfinanzierung mit Volksgut 
und unter voller Schonung des Gutes der Besitzenden bestand in den 
Assignaten, die unter dem Namen „Darlehenskassenscheine“ die In­
flation einleiteten. Der greise Eugen Dühring wagte als einziger 
in wütenden Flugblättern gegen das „Wischgeld“ loszugehn und 
den Staat anzugreifen wegen seiner „Kunst, aus nichts etwas zu 
machen“. Dieses Etwas nahm allmählich ein gespenstisches Wesen 
an. Die Geldentwertung wurde in den Massen für Teuerung ge­
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hatten, zugleich stiegen natürlich die Löhne, mit denen der not­
wendigste Lebensbedarf dennoch nicht gedeckt werden konnte. Die 
Rationierung der Subsistenzmittel nach „Anteilen“, das Rechnen nach 
Brot-, Zucker-, Fett-, Eierkarten, die Zuweisung geringster Mengen 
Milch, Haferflocken usw. an die Kinder, die Abschnürung Deutsch­
lands vom Weltmarkt durch die Blockade wurde den Arbeitern da­
durch scheinbar ausgeglichen, daß sie sich für die Menge Geld­
scheine immerhin einiges leisten konnten, was im allgemeinen nur 
für vermögende Leute bestimmt war und infolgedessen auch wäh­
rend der Hungersnot des Krieges keiner Einschränkung unterworfen 
war. Besonders die Granatendreherei, die Giftmischerei und alle 
den menschlichen Organismus zerfressende Arbeit für den Mordbe­
darf wurde dadurch schmackhaft zu machen versucht, daß man den 
damit beschäftigten Arbeitern die Geldscheine, die ja nur Scheingeld 
waren und bloß gedruckt und unter Zwangskurs gestellt zu werden 
brauchten, um für voll angesehen zu werden, in die Tasche pfropfte. 
„Die grauenvolle Totenstille in der Arbeiterwelt“, schrieb Franz Meh­
ring in einem Briefe an mich vom 18. August 1917, „macht die Sache 
(es handelte sich um eine Anregung von mir, die sich auf die Be­
lebung des revolutionären Geistes bezog) vollends hoffnungslos, 
und das Ekelhafteste ist, daß die Arbeiter durch die hohen Löhne 
der Munitionsindustrie korrumpiert worden sind und werden.“ Ich 
antwortete ihm optimistischer in dem Sinne, daß die Munitionsarbeiter 
wohl Sekt söffen, sich aber dabei keine Hosen kaufen könnten und 
ihre Kinder verelenden sehn müßten, das würde sie schon noch zur 
Besinnung bringen. Fünf Monate später traten sie in den Ausstand.

Die Wirtschaftslage war mit der Universalvolksnahrung der Steck­
rüben gekennzeichnet. Das Proletariat wurde mit Papier still ge­
halten, während die Unternehmer fortfuhren, ihre Profite in Gold 
zu berechnen. Das Proletariat wurde aus allen Giftleitungen mit Haß­
gesängen gegen die bösen Feinde übergossen, während die Unter­
nehmer fortfuhren, mit diesen Feinden einträgliche Geschäfte zu 
machen, sie sogar auf Umwegen mit Material versahen, das der 
Ausrottung deutscher Arbeiter diente. Die politische Leitung des 
gesamten öffentlichen Gebarens lag in den Händen der militärischen 
Leitung. Ludendorff war unumschränkter Diktator und gab eigent­
lich den faschistischen Diktaturen der Nachkriegszeit das erste Bei­
spiel einer staatlichen Hausvaterschaft, die es als ihre einzige Auf­
gabe betrachtet, durch gewalttätige Stützmaßnahmen und prunk­
volle Behängung der bresthaften Stellen die Tatsache zu verschleiern, 
daß der Bau auf Abbruch steht. Es ist ganz töricht, zu leugnen, 
daß Ludendorff durchaus der Mann war, solche Aufgabe zu erfül­
len; eine Natur von ungeheurer Willensstärke, von keiner kritischen 
Ueberlegung, von keiner Rücksicht auf die Katastrophe gehemmt, 
die beim Versagen eines kleinsten in die Rechnung gestellten Fak­
tors notwendig eintreten mußte. Man mag das Eifern des von der 
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Republik reichlich besoldeten pensionierten Generals gegen die Zu­
stände ungemein albern finden, die auf sein Wirken und aus seinem 
Wirken gefolgt sind, man mag zumal seine Beweismittel zur Ent­
larvung von Juden, Jesuiten und Freimaurern belachen, die der ver­
zweifelt jüdisch anmutenden kabbalistischen Zahlenmystik entnom­
men zu sein scheinen, man mag seine bedenkenlose Selbstvergot­
tung in Verbindung mit den offenkundigen Verfolgungsideen, die 
ihn überall ängstigen, für Ausgeburten eines gestörten Geistes hal­
ten, — daß der Mann innerhalb seines engen Gedankenkreises kon­
sequent ist, wird ihm niemand abstreiten, daß er fähig ist, aus der 
Konsequenz seines Denkens den Entschluß zum Handeln abzu­
leiten, niemand bezweifeln können. Ludendorff, besessen von dem 
Verlangen, einen Krieg, an dem nichts mehr zu gewinnen war, 
siegreich zu Ende zu führen, von dem Wahn, durch Errichtung 
einer deutschen Schreckensherrschaft über Europa die nationalen 
Werte der Deutschen zu vermehren und zu erhöhen, von dem 
Trieb, die unermeßliche Macht, über die er verfügte, dadurch dau­
ernd zu machen, daß er den abgewirtschafteten Hohenzollern eine 
von ihm abhängige Scheinmacht rettete, pulverte den Kriegswillen 
seiner wahren Auftraggeber, der Kapitalisten, täglich neu auf, in­
dem er ihnen die Ausbeutung der Erzlager von Longwy und Briey, 
der flandrischen Häfen, der polnischen Kohlengruben, der rumäni­
schen Petroleumquellen, der afrikanischen Kolonien Englands und 
Portugals nebst dem belgischen Kongo in nahe Aussicht stellte, deren 
Besitz ihm zugleich kriegerische Möglichkeiten für Jahrhunderte hin­
aus unter den denkbar günstigsten Bedingungen mit dem Ziele der 
deutschen Welteroberung zu verbürgen schien. Seine nächste Auf­
gabe aber sah er in der Erschließung neuer Unterhaltsquellen für die 
kaiserlichen Armeen. Die Wirkungen der Blockade, soweit sie das 
kriegführende „Menschenmaterial“ betrafen, mußten überwunden 
werden, um dann, — wann, wie, durch welches Wunder, war spätere 
Sorge — die Entscheidung des Krieges und das deutsche Friedens­
diktat zu erzwingen. So wurde mit maßlosen Blutopfern eine Offen­
sive nach der andern durchgeführt, der Kriegsschauplatz immer 
weiter gedehnt, immer mit dem gleichen Ziel, Getreide, Kohlen, 
Metall, Kriegsmaterial, Menschenkraft zusammenzubringen, die das 
abbruchreife Haus noch einmal stützen, die Fassade noch einmal 
drapieren mochten, bis man es von innen heraus erneuen und zum 
herrlichen Palast ausbauen könnte. Das „Durchhalten“ mußten Be­
geisterung und Terror verbürgen. Inzwischen wurden im Innern den 
Hausfrauen die Waschkessel weggenommen, die Ofentüren abge­
schraubt, die Messingstangen von den Vorhängen gerissen; die 
Kupferdächer wurden abgedeckt und die Kirchenglocken einge­
schmolzen, der Abbruch also, den man verhindern wollte, unter eige­
ner Leitung mit Hochdruck betrieben. Im November 1918 fiel dann 
der Bau in sich selber zusammen.
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Der Rückblick auf das Jahr 1917 regt in vielfacher Hinsicht zu 
Vergleichen an. Vor allem ist die Stimmung unter den proletarischen 
Massen 1930 der des Steckrübenjahres ungemein ähnlich. Tiefe Be­
klemmung im Gefühl ohnmächtiger Rechtlosigkeit lastet auf den 
Gemütern. Das Vertrauen zur Führung des Staates ist im gleichen 
Maße zerronnen wie damals das zur Obersten Heeresleitung. Das 
Bewußtsein, mit klingenden Redensarten über Jammer und Elend 
hinweggetäuscht zu werden, ist, ohne noch recht wach zu sein, doch 
schon überall spürbar. Die Unfähigkeit der Regierer, über die Be­
friedigung der Ansprüche der Profitgeier hinaus irgend etwas zu 
leisten, was den mäßigsten Forderungen der Massen nach Berück­
sichtigung ihres nackten Daseinsrechtes entgegenkäme, ist sogar 
schon allgemein erkannt. Auf die Frage, ob denn jemand glaube, 
die fürchterlichen Zustände, unter denen wir leben müssen, könnten 
als Norm des gesellschaftlichen Lebens von Bestand sein, wagen 
nur noch Personen eine begütigende Antwort zu geben, die in ir­
gend einer Form ihre wirtschaftliche Existenz mit der Fortdauer 
dieser Zustände verbunden haben. Die große Mehrzahl der Arbeiter 
machen es wie die Soldaten 1917: sie ächzen unter dem Druck der 
Verhältnisse, wissen sich der Willkür feindseliger Gewalten, die ihren 
Nutzen daraus ziehen, ausgeliefert, hoffen auf einen Wechsel der 
Dinge, ohne den Ausweg zu sehn und verweisen, wenn sie an die 
Kraft des eigenen Entschlusses erinnert werden, auf die Entschluß­
losigkeit ihrer Leidensgenossen. Der Uebermut der Machthaber 
gleicht in verblüffender Weise dem der Kriegsdespoten, und beim 
Auftreten aller Art Schwierigkeiten können sie sich mit derselben 
Unbekümmertheit auf die Hilfe der Sozialdemokraten verlassen wie 
in der großen Zeit des Burgfriedens. Ob Ludendorff vaterländischen 
Hilfsdienst befahl oder ob Schiele dem zollfreien Gefrierfleisch den 
Markt sperrt, für die Heilmänner gilt in Monarchie und Republik die 
Losung: wir gehen mit Hindenburg.

Hindenburg war das Symbol des Kaiserreiches, das dem Ab­
bruch verfallen war. Er wurde gerufen, die Fenster des morschen 
Palastes zu illuminieren, und die Sozialdemokraten blickten ehrfürch­
tig an den Rissen des Gemäuers hinauf, die sie jahrzehntelang den 
Arbeitern verachtungsvoll gezeigt hatten und riefen beglückt: seht 
das stolze Bauwerk, ihr tapferen Deutschen, helft Hindenburg, es 
für das ganze Volk zu retten; sein Sieg wird unser Sieg sein, der 
Kaiser wird uns die Demokratie schenken und auch wir werden Ein­
zug halten in die heiligen Hallen des Volksstaates, in dem das all­
gemeine, freie, gleiche und geheime Wahlrecht dem Pflug und dem 
Amboß ihren vollgültigen Platz neben Thron und Altar erobern wird. 

Das freie Wahlrecht ist das Zeichen, 
in dem wir siegen, — nun, wohlan!
Nicht predigen wir Haß den Reichen, 
nur gleiches Recht für jedermann!
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Und sie bewilligten Hindenburg seine Kriegskredite und seine Ka­
nonen, seine Giftgase und Unterseeboote, seine Pressezensoren und 
Schutzhaftgefängnisse, die Gesundheit und das Leben der Arbeiter 
mit Frauen und Kindern und den ganzen deutschen Nachwuchs. Sie 
wandten nichts ein gegen den Einfall in Belgien und nichts gegen die 
sinnlose Zerstörung von Löwen, nichts gegen die Zeppelinangriffe auf 
unverteidigte Städte und nichts gegen die Versenkung von Passagier­
schiffen; sie schwiegen zu den Deportationen der belgischen Zivil­
bevölkerung und zu den grauenvollen Untaten der verbündeten 
Oesterreicher in Serbien und zu allen übrigen Kriegslumpereien der 
Zentralmächte; sie schwiegen sogar zu der in aller Menschenge­
schichte beispiellosen Ausrottung des Millionenvolkes der Armenier 
durch die jungtürkischen Scheusale Enver und Talaat. (Ueber dieses 
schändlichste Verbrechen, das je ein Staat gegen ein Volk verübt hat, 
ist eben eine überaus lesenswerte kleine Schrift erschienen: Hein­
rich Vierbücher „Armenien 1915. Die Abschlachtung eines Kultur­
volkes durch die Türken“, Fackelreiter-Verlag Hamburg-Bergedorf. 
Kauft und verbreitet diese furchtbare Aufklärungsschrift und nehmt 
die schlaflose Nacht in Kauf, die ihre Kenntnis verursacht!) Die So­
zialdemokraten schluckten jede Entwürdigung und jede Entrechtung 
des Proletariats und bliesen nur in die Entrüstungstrompete, wenn 
die feindlichen Regierungen ähnliche Niedertracht verübten wie die 
eigene. Die Arbeiter aber, die dem revolutionären Grundsatz die 
Treue hielten: der Feind steht im eigenen Lande!, das Proletariat hat 
keinen andern Krieg zu führen als den gegen seine Ausbeuter! — 
sie wurden von den Führern, die ihnen diese Klassenlehre selber 
beigebracht hatten, an Hindenburg ausgeliefert, und als das Maß voll 
war und der Januarstreik 1918 den Hindenburgs und Eberts das Zei­
chen gab: es ist genug!, das russische Volk ist aufgestanden und 
verlangt Frieden und Sozialismus!, wir verweigern euch die Gefolg­
schaft zum Kriege gegen die russische Revolution!, — da stellten 
sich die Eberts zum Scheine an die Spitze der Bewegung und über­
reichten den Hindenburgs den Leichnam des erwürgten Genius der 
proletarischen Solidarität. Als dreiviertel Jahre später dennoch Tag 
wurde in Deutschland, ließ es das Proletariat zu, daß sich dieselben 
Eberts wieder an die Spitze der Erhebung stellten und an Stelle des 
eingestürzten Baues der Monarchie mit den Klamotten der verkrach­
ten Bruchbude von den bankrotten Architekten des Kaisertums nach 
den alten verzeichneten Plänen mit allen Besenkammern und Hinter­
treppen von ehedem den Staat zusammenzimmerten, den sie Repu­
blik nannten. Sie setzten den Noske zum Befehlshaber der Lands­
knechtshaufen ein, die die Trümmer der Vergangenheit bewachen 
und die Arbeiter töten mußten, denen es beikam, an deren Stelle eine 
eigene Gartenanlage setzen zu wollen. Nur das schwarzweißrote Tür­
schild wurde schwarzrotgolden übermalt, Scheidemann plakatierte 
am Ladenfenster auf rosa Pappe: Friede, Freiheit, Brot!, und inner 
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wurde eine Hausordnung angenagelt, worin der Torflokus als Was­
serkloset bezeichnet und die Räume benannt wurden, wo später mal 
Teppiche gelegt und Damastvorhänge befestigt werden sollten. Auch 
wurde darin bestimmt, daß, wer die moderne, gesunde, zweckmäßige 
und dauerhafte Anlage der Wohnung bestreiten und mit Reinigungs­
geräten sich an den Boden der Tatsachen heranmachen wollte, des 
Hochverrats schuldig sei. In der guten Stube wurde für Ebert ein 
Quastenfauteuil aufgestellt, rings um ihn herum durfte die sozial­
demokratische Führung Platz nehmen und in die übrigen besseren 
Räume konnten die kaiserlichen Geheimräte und Würdenträger wie­
der einziehen. Die Sozialdemokraten haben das neue Haus aus den 
alten Klamotten demokratisch regiert, und so blühten die Geschäfte 
derer, deren Geschäfte unter der Monarchie schon reife Knospen 
waren, üppiger denn je auf, und die kaiserlichen Generäle und die 
junkerlichen Schnapphähne und die Schlotbarone und die Bankfürsten 
machten ihren Frieden mit der demokratischen Republik, machten 
ihr Inflationsgeschäft und rationalisierten die Wirtschaft, und die 
Republik nahm die besten Hausleute von früher wieder zur Führung 
des Unternehmens; der oberste Mann ist wieder Hindenburg und 
das Haus steht wieder auf Abbruch.

Maximilian Harden hat einmal geschrieben: Früher war Deutsch­
land eine saubere Kaserne, jetzt ist es eine schmutzige Kaserne. Tat­
sächlich scheint das gegenwärtige Deutschland berufen, der Mensch­
heit das Verenden des Regierungsprinzips, den Untergang aller 
Staatskünste im Schmutze des Parteiwesens, des Privateigennutzes, 
der Korruption und der Heuchelei plastisch vorzuführen. Was sich 
hierzulande unter der Bezeichnung Demokratie an täglichen Schänd­
lichkeiten begibt, hat mit der Aufrechthaltung irgendeiner, noch so 
jämmerlichen, öffentlichen Ordnung gar nichts zu tun; es ist kaum 
mehr etwas andres als die panikartige Rauferei von den arbeitenden 
Volksmassen losgelöster Klüngel um die Herrschaft über diese Mas­
sen, mit dem Bestreben, beim Abbruch oder Einsturz der in allen 
Balken knarrenden Kaserne den verwertbaren Teil der Inneneinrich­
tung für das geplante eigene Staatsgeschäft zu retten. Den Opfern 
der Tollheit aber, den Arbeitern, wird von allen der gleiche Rat 
gegeben: gebt eure Stimmen nicht den andern, sondern uns! wahrt 
Disziplin!, helft uns, die Staatsregierung zu übernehmen, dann wird 
für euch gesorgt sein! So wurde den Arbeitern 1917 eingeredet, 
wenn sie im Kriege die Partei Wilhelms und Hindenburgs nähmen, 
statt ihre Klasseninteressen zu wahren und den Krieg der Arbeiter 
gegeneinander durch den Aufstand der Arbeiter im eigenen Lande 
gegen die eigenen Bedrücker zu beenden, dann würde das ihre Be­
freiung, ihren Wohlstand, das Ende ihrer Not und den Anfang der 
Gleichheit und des Glückes bedeuten. So ließen sie, mehr apathisch 
als gläubig, die Generalkommandos und die zivilen Kriegsregisseure 
gewähren, ließen sich durch scheinbar hohe Löhne korrumpieren 
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und schrien auf Verlangen Hurra, wodurch „die grauenvolle Toten­
stille in der Arbeiterwelt“ nur noch schauerlicher wirkte. Diesem 
Zustand entspricht heute das träge Sichabfinden des Proletariats mit 
dem Gewerkei der demokratischen Republik. Sogar die parteikom­
munistischen Arbeiter, die es ehrlich mit der Revolution meinen und 
sich vom Staate nicht korrumpieren lassen, verzichten ihren eigenen 
Führern gegenüber auf jede Kritik, lassen sich wie alle andern mit 
Wahlparolen bescheiden machen und können mit allen Hoch! und 
Nieder! bei ihren von Zentralinstanzen angeordneten Demonstra­
tionen nicht die grauenvolle Totenstille in der Arbeiterwelt über­
lärmen, die Franz Mehring vielleicht auch heute wieder hoffnungs­
los stimmen würde.

Dennoch ist zur Hoffnungslosigkeit zurzeit so wenig Anlaß wie 
1917. Der Augenblick, wo die Unerträglichkeit der Verhältnisse 
sich entladen muß, wird ohne allen Zweifel eintreten, zumal der 
Staat, der diese Verhältnisse schafft, den Arbeitern nicht mehr wie 
damals den Schein eines wirtschaftlichen Ausgleichs zu bieten hat 
— auch würde das Proletariat auf keine neue Inflation mehr her­
einfallen —, sondern sich ganz allein auf die Anwendung Ludendorff­
scher Terrormittel zur gewaltsamen Niederhaltung der Unzufrieden­
heit beschränken muß. Die letzte Klugheit der regierenden Gewal­
ten bestand darin, daß sie die Sozialdemokraten aus der Reichs­
leitung entfernt und in die Opposition geschickt haben. Dadurch ist 
den Managern der Youngverknechtung, der volksfeindlichsten Mas­
sensteuern, der Nahrungsmittelteuerung durch die neuen Hochschutz­
zölle, der vollständigen Auslieferung der arbeitenden Bevölkerung an 
die Industrie, die Börse und den Großgrundbesitz vorübergehend 
noch einmal die Möglichkeit geboten, bei dem völlig unkritischen 
Teil der Arbeiterschaft, der die Massenorganisation der Zentralge­
werkschaften füllt, in der Pose der Helfer in der Not zu erscheinen, 
jeder Bewegung ernsten Widerstands von unten also rechtzeitig ein 
Bein zu stellen. Es ist ja bezeichnend genug, daß sie erst in dem 
Augenblick den Tritt erhielten, als ihr Severing als letzte Staats­
mannstat das Gesetz zum Schutz der Republik gegen ihre Arbeiter 
unter Hindenburgs Dach gebracht hatte. Die Leser finden dieses 
Gesetz im vorliegenden Heft im Wortlaut wiedergegeben. Hier aber 
sei in Erinnerung gebracht, was der kleine Metallarbeiter dem Reichs­
tag am Zehnjahrestage des Kapp-Putsches, am 13. März, zur Be­
gründung erklärte. In seiner Rede hieß es: „Wir brauchen dieses 
Gesetz nicht allein zum Schutz der Republik. Auch die Deutsch­
nationalen haben im Jahre 1927 der Verlängerung des Republik­
schutzgesetzes zugestimmt mit der Begründung, daß man dadurch 
der kommunistischen Gefahr begegnen könnte. Heute brauchen 
wir das Republikschutzgesetz noch notwendiger, das sollten auch 
die Deutschnationalen begreifen. Im Jahre 1927 hatten wir ein Jahr 
der Konjunktur mit einer verhältnismäßig geringen Arbeitslosen­
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zahl, dagegen haben wir gegenwärtig über drei Millionen Arbeits­
lose. Die Arbeitslosen sind das Rekrutierungsfeld der linksradikalen. 
Wollen Sie in dieser Zeit der Republik den Schutz versagen? . . . 
Wir haben die Pflicht, dafür zu sorgen, daß die Machtmittel des 
Staates, bevor sie abgenutzt sind, eingesetzt werden.“ So deutlich 
konnte der Sozialdemokrat zu den Vertretern des Besitzes reden im 
Vertrauen darauf, daß, was von der Tribüne des Parlaments ge­
sprochen wird, ja doch nicht bis zu den Massen dringt Jetzt aber 
steht er mit den Seinen wieder vor den Arbeitern und klagt die 
Brüning-Treviranus-Schiele-Regierung der Reaktion an, damit das 
Proletariat nicht merke, daß die Republik auf Abbruch steht und 
auf den Gedanken komme, daß das Fallende gestoßen werden müsse.

Die Passivität des Proletariats wird trotz der sozialdemokratischen 
Betulichkeit nicht dauernd dumpf gehalten werden können. Hunger 
allein freilich bringt keine Revolutionen hervor. Es gehört immer 
noch die Einsicht dazu, daß Hunger und Verwahrlosung Folgen 
schuldhaften Verhaltens sind. Niemand kann bei der engelgleichen 
Geduld der deutschen Arbeiter Voraussagen, wann diese Einsicht 
bei ihnen reif zu Entschlüssen sein wird; aber soviel kann man be­
obachten, daß tief bis in die Schichten selbst der teilnahmslosesten 
Arbeiter das Gefühl wach wird: mit uns wird Schindluder getrieben! 
Gewisse Tatsachen prägen sich auch ohne besondere Aufmerksam­
keit ein. Daß die wilde Steuer- und Zollgesetzgebung und das Hoch­
schnellen der Erwerbslosenziffern gleichzeitig mit der Einleitung der 
Youngbestimmungen kam, bringt auch den Hannlosesten auf den 
Gedanken ursächlicher Zusammenhänge. Dann kam die Frage an 
den Deutschnationalen Hindenburg, ob er die Befestigung der Kette 
für zwei Generationen gutheiße, und Hindenburg erklärte: Ja, aber 
nur in der Erwartung, daß dem deutschen Osten geholfen würde. 
Der deutsche Osten: das sind etwa 200—300 ostelbische Großgrund­
besitzer, und schon haben wir das Ostprogramm, bestehend in einer 
Liebesgabe an die Agrarier, deren Enteignung 1918 dank der so­
zialdemokratischen Verräterei unterblieben ist, im Betrage von un­
gefähr 700 Millionen Mark; das ist so ziemlich der gleiche Be­
trag, den die Regierung, der der Sozialdemokrat Sollmann als Innen- 
und sein Parteigenosse Schmidt als Arbeitsminister angehörten, nach 
der Besetzung des Ruhrgebietes als Liebesgabe den rheinisch-west­
fälischen Industriemagnaten zuwies, als Entschädigung dafür, daß 
sie sich inzwischen durch die Hochzüchtung der Inflation auf Kosten 
der Arbeiterschaft ungeheuerlich bereichert hatten. Die Kosten für 
die agrarische Liebesgabe wird durch gründliche Kürzung der Er­
werbslosen- und Krisenbezüge aufgebracht, während zugleich der 
Etat für die Wehrmacht seit dem vorigen Jahr um weit über 40 Mil­
lionen Mark gestiegen ist. Zugleich beginnt das Unternehmertum 
eine großangelegte Operation auf dem Wirtschaftsmarkt, die auf 
eine allgemeine Herabsetzung der Arbeitslöhne bei gleichzeitiger 
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Steigerung der Leistungen der arbeitenden Proletarier für ihre ar­
beitslosen Klassengenossen abzielt. Ebenso gleichzeitig werden über­
all neue Korruptionsskandale öffentlich bekannt, und in Berlin stellt 
sich heraus, daß ein paar außerordentlich reich dotierte Stadtbonzen 
die Möglichkeit hatten, durch Schiebergeschäfte die Bevölkerung 
um mindestens 100 Millionen Mark zu schädigen. Das Geld muß 
dadurch wieder eingebracht werden, daß Wasser, Licht, Kochgas, 
Mieten, Verkehr verteuert und bei der Gesundheit und der Schulung 
der Arbeiterkinder gespart wird.

Wählt richtig! heißt bei solchen Enthüllungen die rettende An­
weisung aller Parteien. Vielleicht hilft das Beispiel des Herrn Frick 
in Thüringen, die Arbeiterschaft von Illusionen befreien. Der Mann 
hat so laut wie einer gegen die demokratischen Methoden der Repu­
blik geeifert. Seine Ministertätigkeit begann damit, daß er sich' eine 
gute Pension für die Zeit nach getaner Leistung sicherte; dann war 
er der erste, der das zuvor wild bekämpfte Republikschutzgesetz 
gegen unzufriedene Arbeiter anwandte. Daß er Polizeistellen mit 
seinen Parteigenossen besetzt, beweist nur, daß er das parlamen­
tarische System nicht anders einschätzt und nicht anders handhabt 
als alle übrigen Parteiminister auch, und die Albernheit der anti­
semitischen Schulgebete ist nebst allen andern pennälerhaften Unge­
zogenheiten Reklameklappern für den randalierenden Anhang. Die 
Sozialdemokraten hoffen auch schon wieder, mittels Wahlen zu den 
Pfründen zurückzugelangen. Dabei haben die letzten Wahlen ihnen 
ja schon einen jubelnd gefeierten Riesensieg beschert, der weder 
die Müller, Severing, Hilferding und Wissell, denen er auf die Mi­
nistersessel half, hinderte, den Gröners ihre Panzerkreuzer zu be­
willigen und auch nur den krassesten Schaden vom Proletariat ab­
zuwenden, noch ihr Festsitzen auf den Obrigkeitsthrönchen sicherte. 
Es hat sich gezeigt, daß der zurzeit wirkende „Rechtsblock“ auf 
Grund der gepriesenen „Linkswahlen“ ebenfalls das demokratische 
System repräsentiert

Es ist auch gleichgültig, wie die Regierung aussieht, die den 
Laden der Republik bedient. Was darin verkauft wird, ist immer 
dasselbe: die Knochen der Arbeiter und die Zukunft ihrer Kinder. 
Das Geschäft ist aber so gut wie pleite, und der Abbruch wird nicht 
mehr allzu lange auf sich warten lassen. Worauf alles ankommt, 
ist, was die Menschen danach mit dem Bauplatz anfangen. Wollen 
sie wieder einen Staat darauf aufbauen, so wird ihnen nichts übrig­
bleiben, als ihn mit den alten, abgenützten Klamotten aufzurichten, 
die die fatale Eigenschaft haben, immer dem arbeitenden Volk auf 
den Schädel zu fallen. Es wird nötig sein, die Klamotten bis zum 
letzten Rest zu verbrennen und auf der Stätte, wo freie Menschen in 
fruchtbarer Arbeit miteinander leben wollen, eine Gesellschaft zu 
schaffen, die keine Aehnlichkeit mehr mit einem Staat hat eine Ge­
sellschaft ohne Obrigkeit und zentrales Gesetz, in der die Werte 
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schaffenden Menschen ihre Räte bestimmen und von unten auf, im 
freien Bündnis als Gleiche in Rechten und Pflichten die eigenen 
Angelegenheiten verwalten. Man nennt diesen Zustand Anarchie.

Der Staat ist in Gefahr!
Es scheint angezeigt, in einer revolutionären Zeitschrift, in wel­

cher der Staat stets als der Feind des Proletariats betrachtet wurde, 
auch einmal den Vertreter einer andern Richtung der Arbeiterbewegung 
zu Worte kommen zu lassen. Die Leser mögen sich danach selbst 
entscheiden, ob sie ihre Neigung lieber dem anarchistischen Sozialis­
mus oder dem von Sozialisten regierten Staat zuwenden sollen. Der 
Verfasser der nachfolgenden Fleißarbeit heißt Carl Severing. Am 
1. Juni 1875 wurde er als Sohn eines Zigarrensortierers in Herford ge­
boren — herzlichen Glückwunsch zum 55. Geburtstag! — und ent­
wickelte schon in der Volksschule allerlei Gaben, die Großes voraus­
sehen ließen. Ursprünglich dem Schlosserhandwerk bestimmt, wandte 
er sich später der Staatskunst zu, nicht ohne vorher Süddeutschland 
und die Schweiz bereist und die Mitgliedschaft bei einem Konsum­
verein erworben zu haben (1901). Auf dem dornenvollen Wege zu 
den Höhen der Sozialdemokratie, auf dem er schon sehr früh die werk­
tätige Arbeit mit der anstrengenden Tätigkeit eines gewerbsmäßigen 
Arbeiterführers vertauschen mußte, gelangte er rasch zu reichlichen 
Mandaten als Bevollmächtigter, Stadtverordneter, Vorsitzender, Reichs­
tags-, Nationalversammlungs- und preußischer Landtagsabgeordneter. 
Trotzdem blieb er im Herzen der Schlosserei treu und konstruierte 
z. B. 1920 den Schlüssel zum Bielefelder Abkommen, der bekanntlich, 
als die Rotarmisten damit eingesperrt waren, im Schloß abbrach. Es 
gelang dem strebsamen Sohn des Volkes, bis zum preußischen Mini­
ster des Innern aufzurücken, von welchem Platz aus er oftmals ver­
blendete Proletarier mit Hilfe von polizeilichen Panzerwagen und 
Maschinengewehren zu beruhigen und ins Staatsganze einzuordnen 
wußte. Manche sind in entsprechenden Anstalten noch heute einge­
ordnet. So vorbereitet bestieg er schließlich den Posten des Reichs­
innenministers, als welcher er Herrn von Hindenburg eine treue Hilfe 
war. Seiner Weisheit und Gerechtigkeit ist es z. B. zuzuschreiben, 
daß der Rote Frontkämpferbund auf Grund des Versailler Friedens­
vertrages verboten wurde, während Hitlers Sturmabteilungen noch 
heute unbehelligt in Deutschland die Wacht halten. In der Eigen­
schaft als Reichsinnenminister verfaßte er auch den nachfolgenden Bei­
trag, bei dem ihm nur ein paar von Bismarck übriggelassene Ge­
heimräte geholfen haben sollen. Die Namen Hindenburg und Guérard 
umrahmen seine Unterschrift sozusagen nur als Trauzeugen. Zurzeit 
befindet sich unser Mitarbeiter im pensionierten Ruhestande. Aber 
ein Mann wie Carl Severing gönnt sich keine Ruhe. Wie wir bestimmt 
zu wissen glauben, arbeitet er bereits an einem Gesetzentwurf über 
die Handhabung des Art. 48 der Reichsverfassung, die er sogleich 
nach Wiedererlangung des aus Versehen vorübergehend verlorenen 
Ministerpostens durchsetzen will. Er hofft, damit sein reiches Lo­
benswert vollenden und dereinst mit dem Ruhme abscheiden zu kön­
nen, den Staat vor den Ansprüchen linksradikaler Arbeiter dauernd 
beschützt zu haben. Wir erheben laut unsre Stimme, um die Hüter 
der öffentlichen Ordnung zu ermahnen: Gebt uns unsern Severing 
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wieder! Der Staat ist in Gefahr, seinen großen Sohn in Bielefeld ver­
sauern zu lassen.

Um den Lesern die Möglichkeit zu geben, die Auffassung eines 
alten bürgerlichen Staatsmanns mit der des Sozialisten Severing in 
Vergleich zu stellen, lassen wir einige Sätze des „Tigers“ Georges 
Clémenceau den Ausführungen Severings folgen. Möge ein jeder selbst 
befinden, wo wahre Staatsgesinnung lebendig ist.

Die Schriftleitung.

Gesetz zum Schutz der Republik. Vom 25. März 1930.
Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung 

des Reichsrats hiermit verkündet wird:
§ 1.

Wer an einer Verbindung oder Verabredung teilnimmt, die Verbrechen 
wider das Leben bezweckt oder als Mittel für andere Zwecke in Aussicht 
nimmt, oder wer eine solche Verabredung unterstützt, wird mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten bestraft. In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren. — Nach diesen Vorschriften wird nicht 
bestraft, wer der Behörde oder dem Bedrohten so rechtzeitig Nachricht gibt, 
daß ein in Verfolgung der Bestrebungen der Verbindung oder Verabredung 
beabsichtigtes Verbrechen wider das Leben verhindert werden kann.

§ 2.
Wer von dem Bestehen einer im § 1 genannten Verbindung oder Verab­

redung oder von dem Plane oder dem Vorhaben, eine Person zu töten, glaub­
hafte Kenntnis erhält und es unterläßt, von dem Bestehen der Verbindung 
oder Verabredung, von dem Plane oder dem Vorhaben und von den ihm 
bekanntgewordenen Beteiligten der Behörde oder dem Bedrohten rechtzeitig 
Anzeige zu machen, wird mit Gefängnis bestraft. — Ein Geistlicher ist nicht 
verpflichtet, anzuzeigen, was ihm bei Ausübung der Seelsorge anvertraut 
worden ist. — Wer eine Anzeige unterläßt, die er gegen Verwandte auf- und 
absteigender Linie, Ehegatten oder Geschwister erstatten müßte, ist straffrei, 
wenn er sich ernstlich bemüht hat, sie von der Tat abzuhalten oder den 
Erfolg abzuwenden, es sei denn, daß es zu einer Tötung oder einem Tötungs­
versuche gekommen ist, die bei rechtzeitiger Erstattung der Anzeige hätten 
verhindert werden können. Unter denselben Voraussetzungen ist ein Rechts­
anwalt, Verteidiger oder Arzt straffrei, der nicht anzeigt, was ihm bei Aus­
übung seines Berufs anvertraut worden ist.

§ 3.
Wer gegen den Reichspräsidenten oder gegen ein Mitglied der Reichs­

regierung oder einer Landesregierung einen Angriff auf Leib oder Leben 
(Gewalttätigkeit) begeht wird, soweit nicht andere Vorschriften eine 
schwerere Strafe androhen, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. 
— Wer eine solche Gewalttätigkeit mit einem andern verabredet oder, 
nachdem sie begangen worden ist, belohnt, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren, jedoch nicht unter einem Monat, bestraft.

§4.
Mit Gefängnis nicht unter drei Monaten wird, soweit nicht andere Vor­
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Schriften eine schwerere Strafe androhen, bestraft: 1.   wer   an   einer ge­
heimen oder staatsfeindlichen Verbindung (§§ 128, 129 des Strafgesetzbuchs), 
die die Bestrebung verfolgt, die verfassungsmäßig festgestellte republika­
nische Staatsform dies Reichs oder eines Landes zu untergraben, teilnimmt 
oder wer eine solche Verbindung unterstützt; — 2. wer sich einer geheimen 
oder staatsfeindlichen Verbindung (§§ 128, 129 des Strafgesetzbuchs) an­
schließt, die selbst oder deren Mitglieder unbefugt Waffen besitzen.

§ 5.
Mit Gefängnis nicht unter drei Monaten, neben dem auf Geldstrafe 

erkannt werden kann, wird bestraft, wer öffentlich öder in einer Versamm­
lung 1. die verfassungsmäßig festgestellte republikanische Staatsform des 
Reichs oder eines Landes beschimpft oder böswillig und mit Ueberlegung 
verächtlich macht oder dadurch herabwürdigt, daß er den Reichspräsidenten 
oder ein Mitglied der Reichs- oder einer Landesregierung beschimpft oder 
verleumdet; — 2. die -Farben oder Flaggen des Reichs oder eines Landes 
beschimpft oder böswillig und mit Ueberlegung herabzusetzen sucht; —
3. einen verstorbenen Reichspräsidenten oder ein verstorbenes Mitglied der 
Reichsregierung oder einer Landesregierung in Beziehung auf sein Amt be­
schimpft oder verleumdet; — 4. zu Gewalttätigkeiten gegen andere wegen 
ihrer politischen Betätigung oder zu Gewalttätigkeiten der im § 3 Abs. 1 
bezeichneten Art auffordert oder eine solche Gewalttätigkeit, nachdem sie 
begangen worden ist, oder einen Hochverrat (§§ 81 bis 86 des Strafgesetz­
buchs), der gegen die verfassungsmäßig festgestellte republikanische Staats­
form des Reichs oder eines Landes oder den Bestand! des Reichs oder eines 
Landes begangen worden ist, verherrlicht oder ausdrücklich billigt. — Sind 
mildernde Umstände vorhanden, so ist die Strafe Gefängnis, neben dem auf 
Geldstrafe erkannt werden kann.

§6.
Die Verurteilung zu Zuchthaus wegen Hochverrats oder wegen eines 

Verbrechens nach § 1 Abs. 2 dieses Gesetzes hat außer den im § 31 des 
Strafgesetzbuchs genannten Folgen den Verlust der aus öffentlichen Wahlen 
hervorgegangenen Rechte von Rechts wegen zur Folge. — Wird wegen 
Hochverrats oder wegen einer der in den §§ 1 bis 5 dieses Gesetzes be­
zeichneten Handlungen auf Gefängnis erkannt, so kann zugleich auf Un­
fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter oder bei Soldaten auf Lösung 
des Dienstverhältnisses erkannt werden. Soweit nach anderen Vorschriften 
;auf Verlust der aus öffentlichen Wahlen hiervorgegangenen Rechte erkannt 
werden kann, behält es dabei sein Bewenden.

§ 7.
Deutsche und Ausländer können wegen der in den §§ 1 bis 5 be­

zeichneten Handlungen auch dann verfolgt werden, wenn diese Taten im 
Ausland begangen sind.

§8.
Versammlungen, in denen Zuwiderhandlungen gegen die §§ 1, 3, 4 oder 5 

den Frieden stören und geduldet werden, können durch Beauftragte der 
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Polizeibehörde aufgelöst werden. — Für die Mitteilung der Gründe der Auf­
lösung, für das Beschweideverfahren und für die Bestrafung von Zuwider­
Handlungen gelten die Vorschriften der § 2 Abs. 2, § 14 Abs. 2, §§ 16 und 18 
Nr. 4 des Reichsvereinsgesetzes.

§ 9.
Sofern der Zweck eines Vereins den Strafbestimmungen dieses Gesetzes 

oder den §§ 81 bis 86 des Strafgesetzbuchs zuwiderläuft, sind für seine nach 
§ 2 Abs. 1 des Reichsvereinsgesetzes zulässige Auflösung die obersten 
Landesbehörden oder die von ihnen bestimmten Stellen zuständig. — Der 
Reichsminister des Innern kann die obersten Landesbehörden um die Auf­
lösung ersuchen. Glaubt die oberste Landesbehörde, einem solchen Ersuchen 
nicht entsprechen zu können, so teilt sie dies unverzüglich auf tele­
graphischem oder telephonischem Wege, spätestens aber am zweiten Tage 
nach Empfang des Ersuchens dem Reichsminister des Innern mit und ruft 
gleichzeitig auf demselben Wege die Entscheidung des Reichsverwaltungs­
gerichts an. Entscheidet dieses für die Auflösung, so hat die oberste Landes­
behörde die erforderlichen Maßnahmen sofort zu treffen. — Gegen die An­
ordnung der Auflösung eines Vereins ist binnen zwei Wochen vom Tage der 
Zustellung oder Veröffentlichung ab die Beschwerde zulässig; sie hat keine 
aufschiebende Wirkung. Die Beschwerde ist bei der Stelle einzureichen, 
gegen deren Anordnung sie gerichtet ist Diese hat sie unverzüglich an die 
oberste Landesbehörde abzugeben. Die oberste Landesbehörde kann der 
Beschwerde außer im Falle des Abs. 2 abhelfen; andernfalls hat sie die Be­
schwerde unverzüglich dem Reichsverwaltungsgericht zur Entscheidung 
vorzulegen. Gegen eine Entscheidung der obersten Landesbehörde, die der 
Beschwerde abhilft, kann der Reichsminister des Innern die Entscheidung 
des Reichsverwaltungsgerichts anrufen. — Solange das Reichsverwaltungs­
gericht nicht besteht, tritt an seine Stelle ein Senat des Reichsgerichts, der 
durch den Geschäftsverteilungsplan bestimmt wird. Der Reichsminister des 
Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Justiz und mit 
Zustimmung des Reichsrats die Vorschriften über das Verfahren.

§ 10.
Wird ein Verein, weil sein Zweck den Strafbestimmungen dieses Ge­

setzes oder der §§ 81 bis 86 des Strafgesetzbuchs zuwiderläuft, aufgelöst, 
so kann sein Vermögen zugunsten des Landes beschlagnahmt und eingezogen 
werden. — Zur Vermeidung von Härten kann das Land aus dem einge­
zogenen Vereinsvermögen Gläubiger des Vereins befriedigen.

§ 11.
Wer sich an einem Verein, der wegen eines den Strafbestimmungen 

dieses Gesetzes oder der §§ 81 bis 86 des Strafgesetzbuchs zuwiderlaufenden 
Zweckes aufgelöst worden ist, als Mitglied beteiligt oder ihn auf andere 
Weise unterstützt oder den durch den Verein geschaffenen organisatorischen 
Zusammenhalt weiter aufrechterhält, wird mit Gefängnis nicht unter einem 
Monat bestraft. — Neben der Gefängnisstrafe kann auf Geldstrafe erkannt 
werden.
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§ 12.
Die Vorschriften des Gesetzes über diie Presse vom 7. Mai 1874 (Reichs­

gesetzbi. S. 65) über die Beschlagnahme von Druckschriften ohne richterliche 
Anordnung §§ 23 ff. des Gesetzes) finden auf die in den §§ 1, 4 und 5 dieses 
Gesetzes und in den §§ 81 bis 86 und 110 des Strafgesetzbuchs bezeichneten 
strafbaren Handlungen mit der Maßgabe Anwendung, daß der Staatsanwalt­
schaft gegen den Beschluß des Gerichts, der die vorläufige Beschlagnahme 
aufhebt, die sofortige Beschwerde mit aufschiebender Wirkung zusteht.

§ 13.
Wird durch den Inhalt einer periodischen Druckschrift die Strafbarkeit 

einer der in den §§ 1, 4 und 5 dieses Gesetzes und In den §§ 81 bis 86 des 
Strafgesetzbuchs bezeichneten Handlungen begründet, so kann die periodische 
Druckschrift, wenn es sich um eine Tageszeitung handelt, bis auf die Dauer 
von vier Wochen, in andern Fällen bis auf die Dauer von sechs Monaten 
verboten werden. Auf die Zuständigkeit und das Verfahren finden die Vor­
schriften des § 9 Anwendung. — Das Verbot einer Druckschrift umfaßt auch 
jede angeblich neue Druckschrift, die sich sachlich als die alte darstellt.

§ 14.
Wer eine nach § 13 verbotene periodische Druckschrift herausgibt, ver­

legt, druckt oder verbreitet, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
bestraft, neben denn auf Geldstrafe erkannt werden kann. — Für die Be­
schlagnahme solcher Druckschriften gelten die Vorschriften des § 12.

§ 15.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach der Verkündung in Kraft. Es 

tritt mit dem Inkrafttreten des neuen allgemeinen Deutschen Strafgesetz­
buchs, spätestens aber am 31. Dezember 1932, außer Kraft.

Berlin, den 25. März 1930.
Der Reichspresident 

von Hindenburg.
Der Reichsminister des Innern Der Reichsminister der Justiz 

Severing. v. Guérard.

Der Staat ist die Gefahr!
Wir haben die französische Revolution gemacht. Unsre Väter haben ge­

glaubt, das geschah, um sich zu befreien. Irrtum, das geschah, um den 
Herrn zu wechseln. Ach, das ist allgemein die Neigung derjenigen, die 
es leichter finden, das Ideal zu zerstören als den Geist des Aberglaubens in 
sich selbst zu unterdrücken. Als Brutus Cäsar getötet hatte, ertönte eine 
Stimme aus der Menge: „Man muß Brutus zum Cäsar machen!“ Ja, wir 
haben den König geköpft: Es lebe König Staat! Wir haben den Papst ent­
thront: Es lebe Papst Staat! Wir haben den Herrgott verjagt, und schon 
rufen diese Herren: Es lebe Herrgott Staat! Meine Herren, ich bin für 
kein Königtum, ich bin für kein Papsttum. Der Staat, ich kenne ihn, hat 
eine lange Geschichte von Mord und Blut. Alle Verbrechen, die sich in 
der Welt gehäuft haben, die Metzeleien, die Kriege, die Justizmorde, die 
Scheitertraufen, die Folterungen, alles wurde gerechtfertigt durch das Staats­
interesse, durch die Staatsräson. Der Staat hat eine lange Geschichte. Sie 
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ist ganz voll Blut Wahrhaftig, meinen Sie, ich hatte die Monarchie abge­
schafft, ich hatte auf die alte Vorsehung verzichtet, die den Schlüssel zur 
Hölle und zum Paradiese hält, auf das Evangelium der Gnade und Barm­
herzigkeit, das in der Bergpredigt verkündet wurde, um das Untier Staat 
anzubeten, das über und über von menschlichem Blut tropft, das verant­
wortlich ist für alle Abscheulichkeiten, unter denen die Menschheit je ge­
seufzt hat, unter denen sie immer noch seufzt? Nein, das kann ich nicht.

Georges Clémenceau (Rede im Senat am 
17. November 1903).

Pfingstgnade
Man kann heute beinahe zufrieden sein, daß die Amnestie vom 14. Juli 

1928 die Feme-Scharfrichter nicht gleich von aller Schuld freisprach, sondern 
ihre Urteile nur herabminderte. Außer Herrn Klapproth konnte man die 
Beteiligten auch so unter diesem oder jenem Vorwand nach und nach der 
Republik zurückgeben, vor allem aber konnte man noch von einem Martyrium 
der nationalen Recken reden und dadurch die Anklagen der Arbeiter, daß 
ihre Revolutionäre — Margies, Göckeler, Sepp Müller usw. — benach­
teiligt werden, vor Unwissenden und Urteilslosen mit einem Schein von 
Gründen entwerten. Immerhin führt aber Klapproth dem Genossen Müller in 
Plötzensee tatsächlich noch Tag für Tag vor Augen, wieviel angenehmer es 
in der Ebert-Republik ist, wegen patriotisch geheiligter als wegen prole­
tarisch verdammter politischer Taten verurteilt zu sein, und daher ist das 
Verlangen nach einer Amnestie auch bei den schwarzweißroten Deutschland­
befreiern noch lebendig. Dazu kommt daß der Prozeß Fahlbusch bis jetzt 
nur unter allen möglichen Verschleppungskünsten vermieden werden konnte. 
Da dieser Prozeß aber für Paul Schulz sehr peinlich sein müßte und nach 
allen Anzeichen angenommen werden kann, daß diesmal die Hintergrunds­
kräfte der Morde noch deutlicher beleuchtet würden, als bisher, so ist be­
greiflich, daß die in Deutschland tatsächlich politisch herrschenden Ge­
walten die Gelegenheit der linksrheinischen Young-Amnestie benutzen wol­
len, ihre Freunde ein für alle Male aus dem Zusammenhang mit der Justiz­
tätigkeit zu entlassen. So bietet die Zurückhaltung von 1928 auch dem 
Proletariat die Möglichkeit, wieder einmal mit stärkerer Aussicht, als sie seit 
langem bestand und voraussichtlich bald wiederkommen wird, für die Massen­
freilassung der Klassengenossen im Zuchthaus einzutreten.

Was geschieht aber? Am 24. Mai beraten die Parteivertreter von den 
Faschisten bis zu den Bolschewisten im Rechtsausschuß des Reichstags über 
das Ausmaß der Pfingstgnade zur Feier der Rheinlandräumung. Die Regie­
rungsparteien haben im Familienkreise bereits die einigende Formel gefun­
den, wie sie die Fememörder herauskriegen und die andern festhalten kön­
nen. Das Kompromiß ist einfach: die Amnestie vom Juli 28 wird auf alle 
politischen Taten ausgedehnt, soweit sie vor dem 1. Dezember 1924 begangen 
wurden und nicht grade Morde waren, die sich gegen Regierungsmitglieder 
richteten. Man kann sagen, daß das wenigstens die Ungerechtigkeit mit of­
fenem Visier vorführen heißt. Man lese Gumbels hier schon erwähnte vor­
zügliche Schrift „Verräter verfallen der Feme" — man kann sie gar nicht 
gründlich genug lesen — und überzeuge sich von den Daten der Feme-Unter­
nehmungen. Sie werden grade noch alle erfaßt von der Amnestie. Die Aus­
nahmen treffen allein die beiden Mörder Erzbergers, da die an Rathenaus 
Ermordung Beteiligten ihre Zeit ohnehin schon hinter sich haben. Den 
Herren Schulz und Tillessen aber geht's ja gut, und wenn sie nicht mehr 
im Ausland leben mögen, dann hat der gegenwärtige Polizeiminister von 
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Thüringen schließlich aus seiner Münchner Polizeipraxis genügend Erfah­
rung, um zu wissen, wie man verfolgte nationalistische Mörder auch inner­
halb der Grenzen vor Verfolgung schützen kann. Es handelt sich also um 
eine einseitig zugunsten der Femetater unternommene Aktion, bei deren 
Durchführung man des guten Aussehns wegen die paar proletarischen als 
politisch anerkannten Revolutionäre, die schon 1928 nur unter sorgfältiger 
Auslese der Herabsetzung der Strafe auf 7½ Jahre Gefängnis teilhaftig wur­
den, mit durchschlüpfen läßt. Margies wird frei werden, ebenso wird 
endlich Göckeler herauskommen, den der nun vor die göttliche Gerechtigkeit 
entrückte Niedner aus Wut darüber schuldig sprach, daß Wollenberg nicht 
mehr zu kriegen war. (Falls im Himmel dieselben Rechtsgrundsätze herr­
schen sollten, die Niedner auf Erden angewendet hat, dann ist ihm als 
einwandfreien Begünstiger aller Reaktionäre und Vernichter aller graden 
Charaktere ein Ehrenplatz im Paradiese gesichert.) Auch Wollenberg und 
andre Emigranten werden wohl Gelegenheit bekommen, sich wieder im 
Lande umzusehen und zu überlegen, wie man nun etwa über den seligen 
Ebert in Beziehung auf sein Amt noch die Wahrheit sagen kann, ohne den 
§ 5, Abs. 3 des neuen Republikschutzgesetzes zu verletzen. Man könnte sich 
nämlich vorstellen, daß manche Leute, denen man die Tätigkeit des verstor­
benen Reichspräsidenten, ohne sie im geringsten zu verfälschen, als eigene 
Handlungen zumuten möchte, das als infame Beschimpfung auffassen würden. 
Jedenfalls wären ohne seine amtliche Wirksamkeit unzählige Proletarier nie­
mals in die Lage geraten, auf irgend eine Gelegenheit zu warten, die der 
Reaktion einmal die Ausschüttung ihrer Pfingstgnade ratsam scheinen ließe.

Hätten die Parteikommunisten eine leise Ahnung von politischer Psy­
chologie, vorausgesetzt, daß sie den Willen haben, mit ihrer Beteiligung an 
den parlamentarischen Geschäften innerhalb der bestehenden Verhältnisse und 
im Rahmen der von der Bourgeoisie gestatteten Mitwirkung an der kapita­
listischen Gesetzgebung hier und da ein kleines Plus für den ausgebeuteten; 
Teü der Gesellschaft herauszuholen, — dann hätten sie sagen müssen: Wir 
verstehen, daß ihr die Femegeschichten endlich einmal aus der Welt schaffen 
wollt. Die Verurteilten dabei sind ohnehin nur ausführende Hände politi­
scher Köpfe gewesen, die wie das politische Gesamtbild Deutschlands zur­
zeit zeigt, überaus erfolgreich gewesen sind und es weiter sein werden, bis 
eine gründliche Revolution die Grundlage ihrer Erfolge beseitigt haben 
wird. Auch kann den Leuten von der Schwarzen Reichswehr keineswegs 
bestritten werden, daß ihre Gesinnung tief arbeiterfeindlich war und daß der 
Kampf, den sie gegen Demokratie und Republik geführt haben, im Inter­
esse des Kapitals, somit der herrschenden Gesellschaft lag. Niemand kann 
billigerweise verlangen, daß Sie, die gesetzgebenden Vertreter eben dieses 
Kapitals, den politischen Charakter der Fememorde leugnen und die Täter 
auf die Dauer verleugnen sollten. Lassen Sie sie frei, streichen Sie die Strafen 
aus, folgen Sie dem Drange Ihrer Herzen. Nur: Sie erklären, daß Sie Ge­
rechtigkeit üben wollen und daß die Gesetzgebung darauf bedacht sein 
müsse, daß nirgends zweierlei Maß angewendet werde. Ach bitte, dann 
vergleichen Sie mal die Taten derer, die aus Angst und Gehorsam um ihre 
Existenz nicht zu verlieren, wirkliche und vermeintliche Spitzel der Arbeits­
kommandos umgelegt haben, mit den Taten unsres Genossen Karl Peters, 
der, überzeugt von der Notwendigkeit der proletarischen Revolution, zu­
sammen mit einer Gruppe andrer Kämpfer in der Zeit des noch nicht be­
endeten bewaffneten Bürgerkrieges — Sie selbst bestimmen ja das Ende 
dieses Bürgerkrieges erst mit dem 1. Dezember 1924 — die Finanzierung der 
revolutionären Bewegung unter Gefahr für Leib und Leben durch gewalt­
same Requisitionen betrieb. Er und seine Genossen Karl Nachtigall und 
Herbert Kobitsch-Meyer haben niemanden vorsätzlich ums Leben gebracht, 
wie Ihre Femeleute. Warum bestreitet man ihnen aber den Charakter als po­
litische Verbrecher, wenn Sie ihn den völkischen Bravos zuerkennen? Grade 
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gegen die drei genannten Genossen wurden alle möglichen juristischen Vor­
wände zusammengesucht, um sie von der Amnestie von 1928 auszuschließen, 
die ihren Mittätern sonst ausnahmslos zugute kam. Kobitsch-Meyer mußte 
im Kerker jammervoll verenden, weil der Begriff des Politischen nicht aus­
gedeutet war und demgemäß nach Belieben reaktionärer Exegeten ange­
wandt wurde. Wir verlangen daher eine wirkliche Amnestie mit weitesten 
Ausmaßen, bei der selbstverständlich Ihre Fememörder mitsamt sogar den 
Ministermördern — sind denn Ministerleben wertvoller als die Leben andrer 
Menschen? — sich von uns aus herzlich gern zu Ihnen gesellen mögen.

Haben die Parteikommunisten so gesprochen? Sie haben, wie die 
Rote Fahne mitteilt, das Gegenteil getan. Walter Stoecker hat eine wahr­
scheinlich sehr schöne Rede gehalten, von deren Inhalt seine Parteigenossen 
etwa 25 Zeilen, die übrigen Sterblichen höchstens drei Zeilen erfahren, und 
hat darin zunächst einmal ,,in scharfer Rede mit den Plänen der Amnestie­
rung der Fememörder abgerechnet". ,,Bei allen Fememördern wird selbst­
verständlich immer ein politischer Beweggrund angenommen, auch wenn 
ihre heimtückisch ausgeführten Mordtaten mit Politik überhaupt nichts zu 
tun haben." Wie soll man sich solche Blödheit eigentlich erklären? Ver­
langen die Kommunisten von der bürgerlichen Gesellschaft, sie dürfe nur 
diejenigen amnestieren, die einen ernstlichen Kampf gegen diese bürger­
liche Gesellschaft führen, aber beileibe nicht diejenigen, die den Bestand 
der bestehenden Gesellschaftsordnung gegen das Proletariat verteidigen? 
Bildet man sich ein, damit etwas Praktisches auszurichten? Oder ist man 
vielleicht selber der Meinung, daß die verurteilten proletarischen Revolu­
tionäre sich ja gegen den kapitalistischen Staat nicht halb so ernsthaft ver­
gangen haben wie die Mitglieder der Schwarzen Reichswehr, daß also die 
Sicherheit der bestehenden Ordnung die Freilassung unsrer Genossen leicht 
vertrage, aber an der der Fememörder bitteren Schaden nehmen müsse? 
Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß Ueberlegungen dieser Art 
bei den führenden Parteiparlamentariern gar nicht angestellt werden, son­
dern daß man dort nur daran denkt, bei den wählenden Gefolgsmassen im 
Lichte der Opposition zu glänzen, die niemals merken dürfen, daß das 
Parlament ein Ort ist, wo Staatsstützer etwas durchsetzen können, wenn es 
dem Staat nichts schadet, daß aber Opposition jeder Art an dieser Stätte 
praktische Wirksamkeit für die Arbeiterklasse überhaupt nicht haben kann. 
So bleibt als Zweck der Uebung die schöne Zeitungsüberschrift.

Die Sozialdemokraten lassen sich auch in ihrer „Opposition" nicht in 
einer stramm büttelhaften Feindseligkeit gegen alle ins Unglück geratenen 
Opfer ihrer Gesinnungslosigkeit irre machen. Der Niedner muß noch im 
Grabe recht behalten. Die Landsberg und Heilmann möchten das „Volk" 
durch keinerlei Pfingstgnade im Vertrauen auf die deutsche Justiz verworren. 
Man regiert jetzt ohne sie, dessen zur Strafe muß in den Zuchthäusern blei­
ben, was Eberts Geist hineingehetzt hat. Es ist ein wahrer Trost, daß die 
Freunde der Fememörder jetzt am Regieren sind, sonst käme überhaupt 
nichts zustande. Auch das Essen würde nicht billiger sein, wenn statt des 
Schiele noch der Dietrich vor dem Kuhmist Wache hielte, nur müßte der 
Dietrich, dieser Nachschlüssel der Demokratie zu Brünings Kabinett, repu­
blikanische Tradition wahren, das heißt, lieber Zehntausenden von armen 
Entrechteten die Luft abschnüren, als einem zum Schein verurteilten völki­
schen Radaubruder die Freilassung auf den meistenteils sowieso bewilligten 
Urlaubszettel zu stempeln.

Auf den Gedanken, der Amnestieforderung des Proletariats dadurch 
Nachdruck zu geben, daß man eine wirkliche Vollamnestie verlangt hätte, 
sind natürlich auch die Kommunisten nicht verfallen. Sie klammern sich 
ängstlich an den alten Begriff „politische Gefangene", Was das ist, wird 
nirgends erklärt. Die Erklärung bleibt, wie vor zwei Jahren, den Staats­
anwälten und Geheimräten überlassen. Natürlich ist es schändlich, daß man 
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wieder mal wie bei der famosen Hindenburgamnestie 1925 die Pfingstgnade 
nicht bis in die Gegenwart erstrecken will, sondern diesmal alles davon 
abzuschließen plant, was nicht schon 5½ Jahre zurückliegt. Aber warum 
steht da kein Proletariervertreter auf und sagt: Schön, dann aber bitte wirk­
lich Amnestie bis 1. Dezember 1924! Ohne Prüfung, was jemand getan hat. 
Es sind lauter Leidende im Menschenkäfig, und viele, sehr viele, die ihr 
wegen „krimineller“ Handlungen hineingesperrt habt, sind viel anständigere 
Menschen als Hunderte, die in Amt und Würden sitzen. Die meisten Zucht­
häusler kamen durch Not zu ihren Gesetzesverletzungen, und weil sie 
weniger gerissen zu Werke gingen, als die Berliner Stadtbonzen Busch und 
Katz, daher auch bedeutend weniger ergatterten, als die Schieber aller Sorten, 
denen schon nichts Ernsthaftes geschehen wird — ein Sklarek braucht sich 
bloß 50 000 Mark zu 'pumpen, und ein Gauner dieses Maßes kriegt sie 
an einem Nachmittage gepumpt!, und wird aus dem Staatsgewahrsam ent­
lassen —, deshalb hält der Staat sie so gründlich eingegittert, daß ihre Not 
lange keinem Bürger die Laune verderben kann. Wißt ihr denn, was fünf­
einhalb Jahre Zuchthaus bedeuten? Glaubt ihr, daß es in der Welt irgend­
eine Schandtat gibt, die nach 10 oder 15 Jahren „gesühnt“ sein wird, aber 
nach 5½ Jahren noch nicht?

Freilich ,den Staat, seine Parteien, vom parlamentarischen Kretinismus 
(Verzeihung, der Ausdruck ist von Karl Marx!) befallene Proletariervertreter 
von der Tatsache überzeugen zu wollen, daß alle „Verbrechen“ politisch und 
sozial motiviert sind, und daß schon darum die Unterscheidung zwischen 
politischen und nichtpolitischen Verurteilten, wenn nicht ganz genaue Er­
kennungsmerkmale festgestellt werden, Unfug ist und der Bürokratenwill­
kür — wie 1928 — alle Tore öffnet, ist nutzlose Bemühung. Vielleicht stellt 
man aber wenigstens einmal Forderungen auf, wie sie im FANAL mehrfach 
formuliert worden sind, um den wenigen anständigen Leuten, die es in 
jeder Bewegung gibt, auf die Sprünge zu helfen, einmal auch noch vor 
der Revolution, die die Kerker ohne Auswahl aufreißen muß, eine Ent­
leerung der Qualanstalten im größeren Umfange herbeizuführen.

Unter Benutzung meiner in Jahrg. III, Nr. 12 veröffentlichten Vorschläge 
empfehle ich nicht nur unsern Genossen, sondern vor allem der Liga für 
Menschenrechte, der Roten Hüfe, den einsichtigen Juristen, Aerzten und 
allen mit sozialem Gewissen begabten Menschen eine Amnestie aut folgender 
Grundlage propagandistisch vorzubereiten:

1. Vollständige Tilgung aller Strafen, die mehr als 10 Jahre zurück­
liegen. Mindestens Auslöschung aller noch im Namen der Monarchie 
verkündeten Urteile.

2. Amnestierung aller Straftaten, die in irgendeinem Zusammenhänge 
mit Krieg, Nachkriegswirren, Kapp-Putsch, Mitteldeutschem Aufstand, 
Inflation, Deflation und Rationalisierung stehen.

3. Anerkennung aller von Sondergerichten abgeurteilten Straffälle als 
politischen Charakters, demnach Anwendung früherer Amnestien.

4. Zeitliche Begrenzung aller lebenslänglichen Strafen aut höchstens zehn 
Jahre. Prozentuale Herabsetzung aller übrigen Strafen; Höchstmaß 
5 Jahre.

5. Alle strittigen Fälle sind als politische anzuerkennen. Auf Spionage, 
Landesverrat usw. sind die Amnestien anzuwenden.

6. Restlose Amnestierung der Verurteilten und Verfolgten aus §§ 175, 
218 und 219. Die durch Wort, Schrift und Kunst begangenen Straf­
taten sind als politisch zu amnestieren.

7. Freilassung aller Kranken, deren Haftunfähigkeit von außeramtlichen, 
in ausdrücklichem Einverständnis des Patienten gewählten Aerzten 
bescheinigt wird. Beurlaubungen in Krankheitsfällen unter Ausschlie­
ßung staatsanwaltlicher Begutachtung. Strafunterbrechung in allen 
Fällen ausgebrochener oder drohender Haftpsychose, ohne Rücksicht 
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auf die „Führung am Strafort". Gelegenheit zu geschlechtlichem 
Verkehr für ausnahmslos alle Gefangene.

8. Niederschlagung aller Strafen, die durch Ausbruchsversuche, Meute­
rei und sonstige Unbotmäßigkeit bei der Strafvollstreckung erwor­
ben sind.

9. Amnestierung aller Bagatellsachen, aller aus eigener oder der Not 
von Angehörigen entstandenen Strafsachen, worunter nicht nur Eigen­
tumsvergehen, sondern auch Verzweiflungstaten infolge wirtschaft­
licher Not gehören, ferner Sexualdelikte, die nachweislich aus üblen 
Wohnverhältnissen entstanden sind, Affekthandlungen jeder Art, die 
sich aus besonderen unglücklichen Zufällen erklären und keine Wieder­
holung erwarten lassen.

10. Volle Anrechnung erlittener Untersuchungshaft oder zeitweiliger Un­
terbringung in Kranken- oder Irrenhäusern in ausnahmslos allen 
Fällen.

11. Wiederaufnahmeverfahren in allen Fällen, in denen schon eine Revi­
sionsverhandlung Aussicht auf Erfolg haben könnte.

12. Entlassung aller Strafvollstreckungsbeamten, deren Entfernung von 
einem Drittel der Gefangenen einer Anstalt verlangt wird.

Die Pfingstgnade, die die Parteibonzen, die uns die Gesetze machen, 
damit die Zuchthäuser nicht leer werden, über Young-Deutschland ausschüt­
ten werden, wird selbstverständlich an den Opfern der von ihnen betrie­
benen Politik Vorbeigehen. Der heilige Geist, der über diese Auslese mit 
sich selbst zufriedener Bürger kommt, weiß nur von einer Gerechtigkeit, 
die ihren Mann ernährt. Wer den Frieden der Republik stört, indem er 
womöglich gar nach der Herkunft des Gutes der Besitzenden fragt oder es 
sich nach eigenem Recht aneignet, muß unschädlich gemacht werden, und 
alle Gnade des Reichtums gegen die Armut erschüttert nur den Glauben an 
die Gerechtigkeit. Eine Amnestie darf nie zu weit getrieben werden. Aber 
demnächst gibt es ein neues Strafgesetzbuch. Wenn das zur Beratung kommt, 
wird sich das Pfingstwunder der Bibel erfüllen: „Und als der Tag der 
Pfingsten erfüllet war, waren sie alle einmütig beieinander. Und es ge­
schah schnell ein Brausen vom Himmel, als eines gewaltigen Windes, und 
erfüllete das ganze Haus, da sie saßen. Und man sah an ihnen die Zungen 
zerteilet, als wären sie feurig. Und er setzte sich auf einen jeglichen unter 
ihnen; und wurden alle voll des heiligen Geistes und fingen an zu predigen 
mit andern Zungen, nachdem der Geist ihnen gab auszusprechen." (Apostel­
geschichte, 2, Vers 1—4.) Wenn sie aber hören werden, daß sie anstatt 
neuer Strafgesetze lieber eine Amnestie für die Notleidenden machen sollen, 
wird es mit Vers 12 heißen müssen: „Sie entsetzten sich aber alle, und wur­
den irre und sprachen einer zu dem andern: Was will das werden?" Wenn 
die Arbeiter endlich merken werden, daß die „Verbrecher" in den Zucht­
häusern nicht schlechter sind als sie, sondern ihresgleichen und ihres Schick­
sals wegen die natürlichen Verbündeten aller Revolution, dann brauchen wir 
nicht bange zu sein, was das werden will; dann werden die Bonzen aller 
Sorten bald genug ihr Pfingstwunder erleben.

Das Licht aus dem Osten
Erwartet, Freunde, keine Entscheidungen ungeheurer weltverändernder 

Kämpfe vierzehn Tage nach ihrem Ausbruch. Die chinesische Revolution 
steckt nach jahrelangem Auf und Nieder noch immer in ihren Anfängen, 
und auch für die russische Umwälzung bedeutet das Stagnieren in Staats­
taktik und Bürokratismus noch keineswegs das Ende. Die Entscheidung 
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dieser Revolutionen ist dennoch bereits gefallen; sie liegt im der Tatsache 
daß der Ring gesprengt ist. von dem die alte, unerträglich gewordene 
Ordnung der Dinge umschlossen war. Die Revolution selbst ist der Sieg 
über die Vergangenheit, der Sieg der revolutionären Idee aber muß erst 
erstritten werden, und zwar über die Parasiten der Revolution, die den 
neuen Wein in ihre alten Schläuche füllen möchten, um ihn den Bazillen 
der Vergangenheit auszusetzen und ihn so den Gelüsten der Autorität und 
der Ausbeutung wieder schmackhaft zu machen.

Der Sturm ist entfesselt. In ganz Asien rüttelt er an den Fundamenten 
der Vergangenheit, einer Vergangenheit, die Europa heißt. Das ist der 
Sinn der russischen Revolution gewesen, die Bindung an den Westen zu 
zerreißen, die Bindung an eine verfaulende, zukunftslose in Liberalismus, De­
mokratismus und anderen Surrogaten der Gemeinschaftsvernunft verdorbene 
Zivilisation, deren letzte Verflechtung das Kriegsbündnis mit den imperia­
listischen Westmächten bewirken sollte. Die Frage war: soll Rußland, 
der mächtige Wall zwischen Europa und Asien, europäisch oder asiatisch 
werden? Der Krieg bestimmte: europäisch, denn Europa — das ist der 
Kapitalismus, das ist die Volksversklavung in modernisierter Form, das 
ist der in fortschrittliche Phrasen gewickelte militärische und staatliche 
Kannibalismus der mechanischen Geldquetsche. Die Revolution entschied: 
asiatisch; denn Asien — das ist der gefesselte Riese der Verbundenheit 
und der Freiheit, ist die unverdorbene Leidenschaft zum Lichte drängender 
Kraft, ist fruchtbares Land für die staatlose Kultur dies Sozialismus, Die 
russische Revolution war das Bekenntnis gegen Europa zum Lichte des 
Ostens. Aber diejenigen, die sich berufen glaubten, das russische Volk 
über den Sinn seiner Revolution belehren und es dem rechten Weg zum 
Sozialismus führen zu müssen, verkannten völlig den Geist der Tat. der 
ein morgenländischer Geist ist und zwangen die Revolution unter den 
abendländischen Geist der Theorie, einer ganz europäischen, schlimmer: 
einer schematischen Entwicklungstheorie, die nur Sinn hat als Ausdruck 
der Skepsis gegen den Privatkapitalismus und, autoritär, zentralistisch, 
nur materialistisch, das heißt stockeuropäisch, den Staatskapitalismus ans 
Ende der sozialistischen Emanzipation der Völker setzt. Der Marxismus, 
diese echt deutsche Lehre, die nichts vom Menschen, die nur vom. auf­
gehenden Rechenexempel weiß, hat die russische Revolution in die büro­
kratische Sackgasse geführt, die wohl aus der Finsternis Europas herausfand, 
der aber das Licht aus dem Osten unverständlich ist, weil keine westliche 
Theorie es erklärt. Als die Bolschewisten versuchten, es den Chinesen 
marxistisch zu deuten, erlebten sie die krasseste Niederlage, die ihnen 
noch zuteil ward.

Jetzt brennt Indien. Wieder ist es. wie in China, ein Feuer, dessen 
Flammen den künstlichen Bau der europäischen Herrschaft umzüngeln, der 
zum Kerker Asiens geworden , ist. Der Brand glimmt schon im ganzen Ge­
bälk. aber er wird die stärkste Feste dies britischen Imperialismus nicht von 
heute auf morgen zerstören. Die Kräfte, welche sie im irgend einer Form 
zu retten trachten, sind unermeßlich stark, und es sind nicht nur materielle, 
es sind auch ideelle Kräfte am Werke, dem Feuer seine Beute nicht völlig 
zu überlassen. Der europäische Entwicklungsgedanke: eins nach dem 
andern, Etappenkampf mit kurzen Zielsetzungen, Abwägung des zunächst 
Erreichbaren, schrittweises Vorgehen, Erlisten von Teilzahlungen auf dem 
Verhandlungswege, — dieses den eigenen Kampfgeist lähmende Herum­
trippeln, das dem Feinde Zeit schenkt, durch scheinbares Entgegenkommen 
den Widerstand gegen die Revolution zu kräftigen und die erschütterte 
Autorität wieder herzustellen, hat leider auch bei sehr ehrlichen Indern 
Schule gemacht. Gandhi einen Verräter zu nennen, wie es die Partei­
kommunisten tun, ist so ungerecht wie töricht. Gandhi hat das unendliche 
Verdienst, das Bewußtsein der Inder, eigenes Lebensrecht gegenüber der 
britischen Ausplünderung verteidigen zu müssen, in Jahrzehnten gepflegt 
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zu haben. Er hat die zeitweilig höchst wirksame Kampfweise des passiven 
Widerstandes, die von seinen Landsleuten verstanden und glänzend 
bewährt wurde, die vor allen Dingen den Engländern ungeheuren Schaden 
zugefügt und ihre Autorität heillos diskreditiert hat, unter dauernder Nicht­
achtung der eigenen Freiheit und Sicherheit prachtvoll angewendet. Sein 
ganzes Leben, das nicht nur in seiner Heimat, das auch im Kapland in 
vorbildlichem Einklang stand zu seinen Lehren, müßte ihn gegen persönliche 
Anwürfe schützen. Die MacDonald-Regierung hat ihn verhaftet, weil sie 
großenteils dank seiner Aufforderungen zur Gehorsamkeitsverweigerung in 
die Lage geriet, lieber das Unpopulärste zu tun, womit die Inder noch 
gereizt werden konnten, als das aufgewühlte Land der Reinheit seiner 
Stimme länger preiszugeben. Nur sachlich darf Gandhi angegriffen werden, 
und sachlich ist ihm allerdings zu erwidern, daß eine Revolution, die die 
Formen des gewaltsamen Aufstandes angenommen hat, nicht in ihren 
Kampfmitteln eingeengt, noch gar auf gemäßigte Forderungen verhalten 
werden darf. Das hat die russische Revolution in ihrem Verlaufe so außer­
ordentlich gehemmt, daß die Lehre in ihr sich durchsetzen konnte, die 
Befreiung zum Sozialismus müsse sich nach bestimmten, wissenschaftlich 
errechneten Phasen vollziehen, und erst müsse eine Staatsregierung im 
Namen des Proletariats Diktatur üben, ehe das Proletariat dazu befähigt 
erklärt werden könne, alle Macht durch seine Räte selbst auszuüben. Nun 
weiß keiner mehr, wie die bürokratischen Machthaber aus ihrer revolutions­
hindernden Allmacht wieder verdrängt werden sollen. So war es auch 
in China, wo dieselben russischen Staatssozialisten den Ratschlag durch­
setzten, die Kulis müßten sich in der ersten Etappe der Revolution der 
bürgerlichen Kuomintag unterstellen; nach deren Machtergreifung erst sei 
das Proletariat an der Reihe, für die eigene Freiheit zu kämpfen. Die 
Wirkung war das entsetzlichste Gemetzel unter den Arbeitern, ausgeführt 
von der jungen Bourgeoisie Chinas, die das von Moskau anempfohlene 
Rezept, das ganz und gar europäischer Herkunft ist, für ihren Vorteil sehr 
bekömmlich fand. Die weitere Wirkung ist, daß der Generalskrieg, mit dem 
Europa selbst das Licht im Osten auszulöschen sucht, verheerend weiter 
tobt, ohne den einzig wirksamen Widerstand in der revolutionären Kraft 
der dezimierten Kulis zu finden. Die indische Revolution muß als Revolution 
Asiens gegen Europa stark erhalten werden. Die Solidarität der europäischen 
Arbeiterschaft hat nicht darin zu bestehen, daß wir den Indern gute Rat­
schläge erteilen, wie sie ihr Werk wissenschaftlich richtig zu Ende zu 
führen haben, sondern darin, daß wir ihnen helfen, die europäische 
Zivilisation auszurotten, die sich ausdrückt im Kapitalismus, Imperialismus, 
Militarismus, in Autorität, Zentralisation und jeder Art Staatsgewalt. 
Europa hat in der Aufgabe versagt, der Weltrevolution für Sozialismus 
und Freiheit voranzugehen. Die Aufgabe ist von Asien übernommen 
worden. Das, was sich in Europa immer noch Sozialisten zu nennen wagt, 
hat sich an die Spitze der Gegenrevolution gestellt. Der Vorwärts z. B. 
sieht die Tragik der indischen Revolution nicht im Schicksal der indischen 
Arbeiter, die um ihres Freiheitstrebens willen von der „Arbeiterregierung“ 
des Herrn MacDonald ermordet weiden, nicht in dem Elend, dem Hunger, 
der Entwurzelung der Frauen und Kinder des Landes, sondern er findet 
das Los des „Genossen“ MacDonald tragisch, der als Regierungschef 
Englands genötigt ist, die Hungernden abzuschlachten; die er, der Sozialist, 
doch so inbrünstig liebt. Nicht die 15000 deutschen Arbeiter, die vom 
November 1918 bis zum Kapp-Putsch erschossen, erschlagen, erwürgt und 
massakriert wurden, sind beklagenswert, sondern der arme Noske; nicht 
um die Toten vom Mai 1929 laßt uns weinen, sondern um den Zörgiebel, 
den die sozialistische Überzeugung zwang, das Amt des Berliner Arbeiter­
würgers zu versehen.

Der Mord wütet im Namen MacDonalds und seines Königs in Indien; 
aber schon haben eingeborene Soldaten gemeutert und die Waffen den 
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kämpfenden Hindus und Parias zur Verfügung gestellt. Der Brand dehnt 
sich aus. Schon hat er nach Indochina übergegriffen, wo die Franzosen 
Europas Zivilisation mit den Mitteln verteidigen, die sie in Syrien geübt 
haben. Das Kapital fürchtet um seine Geschäfte, da ist Mord und Ver­
wüstung, Niedertracht und viehische Mißhandlung Recht und gute Sitte. 
Aber auch sie bekommen es schon mit meuternden Regimentern zu tun, 
und wir dürfen hoffen, daß die Flammen von China und die von Indien 
bald genug auch Französisch-Indochina einhüllen werden. Asien erhebt 
sich gegen die Knechtschaft, die Menschheit erhebt sich gegen den Kapi­
talismus. Die asiatischen Brüder kämpfen gegen die europäischen Bedrücker, 
die ihnen ihr Land gestohlen haben. Die Befreiung Asiens wird! nicht nur 
den Asiaten dienen, sondern den Proletariern der ganzen Welt. Die 
Kapitalisten wissen das gut. ihr „Paneuropa“, mit dem sie die Einfall; 
wohlmeinender Aestheten betören, ist — Herr Briand weiß es besser als 
Herr Coudenhove-Kalergi — kein Gebilde, das dem Frieden der Welt 
den Weg bereiten wird, sondern die Vertrustung der kolonialen Sklaven­
halter, die Verschwörung der europäischen Völkerbunditen wider das 
Frührot. das aus dem Osten herübendämmert und bereits ihren Schlaf 
beunruhigt. Die Arbeiter der kapitalistischen Länder aber mögen ihren 
Europäerstolz beiseite stellen. Ihre Aufgabe ist es nicht, eine Zivilisation 
zu verteidigen, von der sie selbst nichts anderes als Knechtung und Ent­
würdigung erfahren haben; sie sollen ihren Geist bereit halten und ihn 
entflammen lassen vom Licht aus dem Osten. Denn zwingt die Erhebung 
des Orients gegen den Imperialismus das Kapital zur Errichtung der Ver­
einigten Staaten von Europa, so begeistert diese Erhebung das revolutionäre 
Weltproletariat zu dem Gelöbnis: Entstaatete Vereinigung der arbeitenden 
Menschen aller Länder!

Willkommen !
Wir Anarchisten erleben zurzeit die Freude, zwei international ver­

diente Genossen am Tageslicht begrüßen zu können. Vor allem dem tapfe­
ren Revolutionär Radowitzky, der nach 20jährigen unbeschreiblichen Mar­
tern auf den Feuerinseln freigelassen worden ist, das verdiente Willkommen! 
Die Anarchisten der ganzen Welt haben seit ungefähr 1½ Jahren die Agita­
tion aufgenommen, um die internationale Arbeiterschaft auf das scheußliche 
Verbrechen aufmerksam zu machen, das die argentinische Regierung an 
dem Kämpfer verübte. Endlich ist es dieser Regierung klargeworden, daß 
die Rache an Radowitzky ihr zu teuer werden müßte, wollte sie dafür die 
dauernde Aufmerksamkeit des Weltproletariats für ihre Methoden der Klas­
senjustiz in Kauf nehmen. So übte sie „Gnade“. Es wird uns auch ge­
lingen, Mooney und Billings aus den Klauen der nordamerikanischen Staats­
justiz zu befreien, obwohl das Land, dem die Mörder Saccos und Vanzettis 
die Grundsätze des Rechtes diktieren, neben dem faschistischen Italien und 
dem bolschewistischen Rußland für den Willen des Proletariats die taubsten 
Ohren hat

Ein weiteres Willkommen gebührt dem italienischen Genossen Angelo 
Bartolomei, den die belgische Regierung nach einer Haft von 14 Monaten 
Freiheit wiedergegeben hat Mit dieser Freilassung ist die Gefahr besei­
tigt, daß Bartolomei, weil er Ende 1928 auf französischem Boden den Abbé 
Garavadossi, einen Agenten Mussolinis gegen seine revolutionären Lands­
leute im Auslande, erschoß, nach Frankreich ausgeliefert würde. Erst jetzt 
hat Belgien ihm das Asylrecht des politischen Täters zugestanden, und der 
Faschismus Italiens, dem Frankreich ohne Zweifel den Anarchisten zuschie­
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ben wollte, muß auf die Ermordung eines kühnen Menschen verzichten, den 
der Duce mit Recht für einen seiner entschlossensten Feinde hält.

Nur mit tiefer Erbitterung kann In diesem Zusammenhänge der ein­
gekerkerten Genossen gedacht werden, für die alle Mühe, alles Mahnen,
Protestieren, Aufklären und Kämpfen bis jetzt vergeblich war: der An­
archisten, die ihrer, unserer Gesinnung wegen in den Gefängnissen Ruß­
lands oder in den Eisgegenden Sibiriens gepeinigt werden. Zu ihnen ge­
sellt sich — das Unglaubliche bestätigt sich — nun auch der Genosse Fran­
cesco Ghezzi. Im Vertrauen auf das ihm zugestandene Asyl ging er nach 
Sowjetrußland, fiel dort niemandem zur Last, wurde kein Bonze und Kost­
gänger der Armut, sondern arbeitete mit seinen Händen und Muskeln, wie 
er es als Proletarier gelernt hat. Daß er Anarchist ist, zwang ihn, nach 
der Tat, mit der er die Arbeiter seiner italienischen Heimat vom Faschismus 
zu befreien versuchte, von Deutschland, wo ihm das Schicksal Boldrinis 
drohte, ins Land der Arbeiter und Bauern zu flüchten. Daß er Anarchist blieb, 
ist der einzige Grund, weshalb ihm die Regierung dieses Landes, für deren 
Taten man weder Arbeiter noch Bauern verantwortlich machen sollte, so 
behandelte, wie auch die faschistischen Regierungen die Anarchisten behan­
deln und wie jede andre Regierung, wenn ihnen nicht irgendwie aut die 
Finger gesehen würde, ebenfalls die Anarchisten behandeln möchte. Ghezzi 
wurde ohne Anklage, ohne Verhör, ohne die Möglichkeit zur Verteidigung 
auf administrativem Wege zu vier Jahren Gefängnis verurteilt. Bekanntlich 
bedeutet diese Befristung der „Strafe" nur, daß nach Ablauf der vier 
Jahre die GPU.-Bürokratie weiter über den Revolutionär verfügt, wieder 
ohne Verfahren, ohne Verteidigung, ohne Kontrolle. Wir dürfen uns im 
Kampf für die Befreiung Ghezzis und aller übrigen revolutionären Prole­
tarier, die die Bolschewisten gefangen halten, nicht einschüchtern lassen 
durch das Geschrei der parteikommunistischen Einpauker, die für ihre eige­
nenen verfolgten Genossen in Deutschland Solidarität verlangen, die Soli­
darität aber, die wir unsern Gesinnungsgenossen erweisen, verleumden und 
beschimpfen. Wir, die wir alle nicht dulden wollen, daß irgend eine kirch­
liche oder staatliche Macht gegen das Rußland des Oktobers 1917 auch 
nur eine drohende Bewegung versuchen sollte, wir meinen es mit der 
russischen Revolution besser und ehrlicher als die blinden Anbeter und 
Nachbeter der jeweils amtierenden Obrigkeit im russischen Staate. Denn 
wir verlangen Rechtlichkeit und Sauberkeit von denen, die als Hüter des 
revolutionären Landes, mit Recht oder Unrecht, mit Klugheit oder fehler­
haft, die Verantwortung für alles übernommen haben, was in Rußland dem 
Gemeinwohl dienen soll. Gegen die Anwendung von Doktrinen, die uns 
falsch scheinen, werden wir diskutieren; gegen Unrecht und revolutions­
schädigenden Frevel aber werden wir kämpfen! Die Wahrheit läßt sich 
auf die Dauer nicht gefangen halten wie irgend ein gehetzter, heimatloser 
Mensch. Gebt Ghezzi, gebt die Anarchisten heraus, ihr Treuhänder der 
russischen Revolution! Wenn einst die Wahrheit über euer frivoles Spiel 
ans Licht dringt und die gefangenen Revolutionäre erst auf ihren Strahlen 
eure finsteren Zwingburgen verlassen können, so wird das Willkommen, 
mit dem das internationale und das russische Proletariat seine befreiten 
Brüder begrüßen wird, in euern Ohren nicht lieblich klingen. Ohne Stalin 
kann die russische Revolution leben, ohne Recht und Wahrheit mußte sie 
sterben.
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